
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Und zack ist wieder Weihnachten! 

 

- Immer dieser Stress zum Jahresende, 

obwohl es auch einen 2. Januar geben 

wird 

- Nutzen wir die Chance zur Ruhe zu kom-

men und miteinander zu reden 

-  

- In diesem Sinn eine schöne Adventszeit 

und ein fröhliches Weihnachtsfest 

Sowie ein wunderbares 2010 ! 

     ■ RAe Thannheiser u. Koll., Rühmkorffstr. 18, 30163 Hannover 

Datum / Az.: Dezember 2009 
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Info-Brief 

 
für alle Vertreterinnen und 

Vertreter von Beschäftigten 
 



 

Lottogewinn abgezweigt - Kündigung 
ArbG Lörrach 19.08.2009 - 5 Ca 258/09 

Das war wirklich gemein und hat den Job 
gekostet. Eine Mitarbeiterin einer Lottoan-
nahmestelle hat sich einer Bekannten den 
Gewinn von 3.000,- € eines Kunden ausge-
zahlt. Leider hat die Polizei diesen Betrug 
aufgedeckt. Nun ist der Job (2.200,- € mtl. 
Brutto) weg. 

Der durch polizeiliche Ermittlungen erhärte-
te Verdacht der Beteiligung an einem "Lot-
togewinn-Betrug" reicht für eine außeror-
dentliche Kündigung aus.  

 

 

 Schulung/Beratung/Bildung 

für Betriebs-/Personalräte u.  

Gleichstellungsbeauftragte 

www.TOP-Akademie.de 

 

 

Europarechtswidrige Kündigungsfrist 
- nicht erst ab 25. Lebensjahr 
LAG Mecklenburg-Vorpommern v. 19.08.2009 - 2 Sa 

132/09 

Das LAG hat wie bereits wie das LAG Ber-
lin-Brandenburg (v. 26.8.2008 - 7 Sa 
252/08) die Regelung in § 622 Abs. 2 BGB 
als europarechtswidrig angesehen. Nach 
dieser Vorschrift zählen die Jahre der Be-
triebszugehörigkeit erst ab dem 25. Lebens-
jahr. Dies ist ein Verstoß gegen Art. 6 Abs. 
1 der Richtlinie 78/2000/EG. Danach ist je-
de Ungleichbehandlung, die nicht objektiv 
und angemessen und durch ein legitimes 
Ziel gerechtfertigt ist.  

Hier werden auch junge Menschen ungleich 
behandelt. Je nachdem wann sie ihre Be-

rufstätigkeit begonnen haben, zählen alle 
oder ein Teil oder eingroßer Teil der Jahre 
nicht zur Ermittlung der Dauer der Kündi-
gungsfrist mit. Dies führt zu einer unzulässi-
gen Diskriminierung und daher darf § 622 
Abs. 2 BGB nicht angewendet werden. 

(Revision eingelegt beim BAG unter dem 
Aktenzeichen 5 AZR 700/09) 

 
Freizeitausgleich für Reisezeiten als 
Betriebsrat 
BAG v. 12.08.2009 - 7 AZR 218/08 
Immer wieder sollen für Betriebsräte die üb-
lichen Regeln für Reisezeiten nicht gelten. 
Aber auch hier greift das Verbot der Be-
nachteiligung und der Bevorzugung. Reise-
zeiten, die ein Betriebsratsmitglied zur Erfül-
lung erforderlicher betriebsverfassungs-
rechtlicher Aufgaben außerhalb seiner Ar-
beitszeit aufwendet, sind so zu behandeln, 
wie die tarifvertraglichen oder betrieblichen 
Regelungen über die Durchführung von 
Dienstreisen im Betrieb des Arbeitgebers es 
vorsehen.  

Soweit die tarifvertraglichen oder betriebli-
chen Regelungen nichts Gegenteiliges 
bestimmen, erfasst der Anspruch auf 
Freizeitausgleich auch etwaige 
Zeitzuschläge, wenn der Freizeitausgleich 
während zuschlagspflichtiger Zeiten 
gewährt wird.  

Die Verweigerung eines Personalge-
spräch mit dem Ziel einer Reduzie-
rung des 13. Gehalts ist möglich 
BAG v. 23.06.2009 - 2 AZR 606/08 

Der Kläger wurde abgemahnt, weil er kein 
Personalgespräch hatte führen wollen, in 
dem es ausschließlich um Verhandlungen 
mit dem Ziel einer Vertragsänderung ging. 
Das Gericht stellte fest, dass er einen An-
spruch auf Entfernung seiner Abmahnung 
aus der Personalakte hat. Dabei stützt sich 
das BAG auf § 106 Gewerbeordnung (Ge-
wO), wonach eine Verpflichtung des Arbeit-
nehmers, zu jedwedem Gespräch mit dem 
Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, nicht 
besteht.  



 

 

Was steht in § 106 GewO? 

§ 106 Weisungsrecht des Arbeitgebers   

Der Arbeitgeber kann Inhalt, Ort und Zeit 
der Arbeitsleistung nach billigem Ermessen 
näher bestimmen... 

Da es bei dem Gespräch nicht um Arbeits-
pflichten ging, braucht der Betroffene auch 
nicht der Aufforderung folgen. 

 

 

- feste Netze knüpfen - 

www.xing.com/net/personalrat/ 

 

Leistungen in Sozialplänen sind 
grundsätzlich Bruttoleistungen 
BAG v. 21.07.2009 - 1 AZR 167/08 

Die kollektivrechtliche Regelung eines Sozi-
alplans wonach der Arbeitgeber bestimmte 
Kosten im 1. Jahr nach erfolgter Betriebs-
verlegung "zu 100 %" erstattet, verpflichtet 
ihn nicht zur Übernahme der Lohnsteuer.  

Eine Vereinbarung, die dem Arbeitgeber 
aufgibt, eine Steuerschuld wirtschaftlich zu 
tragen, ist möglich, muss aber entspre-
chend deutlich formuliert sein. 

 
Abfindungshöhe im Sozialplan bei 
Teilzeitbeschäftigung  
BAG v.  22.09.2009 - 1 AZR 316/08 

Sozialpläne können bestimmen, dass sich 
die Abfindungshöhe nach der zuletzt bezo-
genen Monatsvergütung richtet. 

Sozialpläne können regeln, dass in Fällen, 
in denen sich die individuelle Arbeitszeit in 
der näheren Vergangenheit wesentlich ge-
ändert hat, nicht das letzte Entgelt, sondern 
eine die gesamte Betriebszugehörigkeit 
einbeziehende Durchschnittsberechnung 
maßgeblich ist. 

Anmerkung: 
Nach Ansicht des BAG wäre es also auch 
zulässig, auf Teilzeitbeschäftigung keine 
Rücksicht zu nehmen. Diese Ansicht dürfte 
durch die neueste Entscheidung des EuGH 
(s. nachfolgend) nicht mehr haltbar sein. 

 
RECHTE DES ARBEITNEHMERS IN 
DER ELTERNZEIT – EUGH 
EuGH v. 22.10.2009 - C-116/08 

Bei der einseitigen Beendigung eines Ar-
beitsvertrags während des Elternurlaubs ist 
die Entschädigung auf der Grundlage des 
arbeitsvertraglichen und nicht des reduzier-
ten Gehalts zu berechnen. So hat der EuGH 
im Rahmen eines Vorabentscheidungsver-
fahrens die Elternzeitrichtlinie (96/34/EG) 
ausgelegt.  

Eine Arbeitnehmerin in Belgien arbeitete 
nach der Geburt ihres Kindes für sechs Mo-
nate auf Halbzeitbasis. Während der Eltern-
zeit wurde sie entlassen. Die gegebene 
Entschädigung wurde laut nationalem Recht 
anhand der laufenden Entlohnung berech-
net. Diese Vorgehensweise stehe allerdings 
Paragraph 2 Nr. 6 der Rahmenvereinbarung 
über den Elternurlaub und damit der Eltern-
zeitrichtlinie entgegen. Alle die zu Beginn 
der Elternzeit erworbenen bzw. zu erwer-
benden Rechte des Arbeitnehmers seien 
bis zum Ende des Elternurlaubs aufrechtzu-
erhalten. Dazu gehören die beschäftigungs-
bezogenen Rechte und Vorteile, wie das 
arbeitsvertragliche Gehalt. Anderenfalls 
würde der Arbeitnehmer davon abgebracht, 
seine Rechte in Anspruch zu nehmen und 
der Arbeitgeber dazu verleitet, Arbeitneh-
mern während der Elternzeit zu kündigen. 

 
Betriebsräte haben Anspruch auf un-
befristete Beschäftigung 
RL 2002/14/EG - AiB 2009, 555 ff. 

In der Zeitschrift Arbeitsrecht im Betrieb 
(AiB) war jüngst zu lesen, dass die europäi-
sche Richtlinie RL 2002/14/EG nicht in 
deutsches Recht umgesetzt worden ist. 



 

Dies hätte aber bis zum 23.3.2005 gesche-
hen müssen. Damit müssen die Inhalte der 
RL nunmehr von den Arbeitsgerichten direkt 
angewendet werden. 

 

Folgen: 

1. Entfristungsanspruch für befristet be-
schäftigte Betriebsratsmitglieder 
Die RL 2002/14EG sieht vor, dass für BR-
Mitglieder ausreichende Schutzmechanis-
men gesetzlich zu regeln sind. Dies trifft für 
befristet Beschäftigte BR-Mitglieder im 
deutschen Recht bisher nicht zu. 

2. Unterlassungsanspruch bei betriebsver-
fassungswidriger Durchführung einer Be-
triebsänderung 
Der Streit der Arbeitsgerichte, ob bei feh-
lendem oder unvollständigen Verhandlun-
gen zu einem Interessenausgleich ein Un-
terlassungsanspruch für den Betriebsrat be-
stehe oder nicht, ist damit beendet. So auch 
das LAG Müchen v. 28.12.2008 und das 
ArbG Mnch. v. 2.4.2009. 

3. Massenhafte Arbeitsvertragsänderungen 
sind eine Betriebsänderung 
In der Richtlinie wird eine Unterrichtung und 
Anhörung auch für wesentliche Verände-
rungen der Arbeitsverträge eingeführt. Dies 
fehlt in § 111 BetrVG bisher, soweit nicht 
Kündigungen vorliegen. 

 
 
Mitbestimmung des PR bei Verset-
zungen 

BVerwG vom 11.11.2009 - 6 PB 25.09 

Das BVerwG hat einige Unsicherheiten hin-
sichtlich personeller Folgemaßnahmen an-
lässlich einer Umstrukturierung klargestellt.  

Ob der für die mitbestimmungspflichtige 
Versetzung notwendige Dienststellenwech-
sel vorliegt, beurteilt sich nach Dienst- und 
Organisationsrecht; der personalvertre-
tungsrechtliche Dienststellenbegriff ist nicht 
maßgeblich. Das bedeutet, dass der Wech-
sel zwischen einer verselbständigten 
Dienststelle nach dem Personalvertretungs-
gesetz zu einer anderen nicht unbedingt ei-
ne Versetzung im Sinne des PersVG vor-
liegt. 

Ein noch ausstehendes Mitbestimmungs-
verfahren bei Neueingruppierung hindert 
nicht den Vollzug einer mitbestimmungsfrei-
en Umsetzung. Damit bestätigt das 
BPersVG die Rechtsprechung, dass zwi-
schen Einstellung / Versetzung und der 
Eingruppierung zu trennen ist. 

Benötigt der Personalrat noch weitere In-
formationen für seine Entscheidung, ist er 
im Mitbestimmungsverfahren gehalten, 
noch innerhalb der Äußerungsfrist diese er-
gänzende Informationen zu der von der 
Dienststelle beabsichtigten Maßnahme zu 
verlangen. Später kann er sich nicht mehr 
auf ungenügende Informationen berufen. 

 

 

Wichtige aktuelle Änderungen im 
Scheidungsrecht 

 

Seit dem 1.9.2009 gibt es im Falle einer 
Scheidung eine andere Aufteilung des Ver-
mögens und der Rentenansprüche (kommt 
im Info 1/2010), wenn Ehepartner keinen 
Ehevertrag mit anderweitigen Vereinbarun-
gen abgeschlossen haben. 

 

Zugewinnausgleich 
Beim Zugewinnausgleich wird der während 
der Ehezeit erwirtschaftete Vermögenszu-
wachs wie z.B. Haus, Grundstück, Wertpa-
piere, Sparguthaben etc. nach der Schei-
dung je zur Hälfte auf beide Ehepartner ver-
teilt. 



 

a) Berücksichtigung von Schulden 
Nach bisheriger Rechtslage wurden Schul-
den eines Ehepartners, die er schon mit in 
die Ehe gebracht hat, beim späteren Zuge-
winnausgleich nicht berücksichtigt.  

Bsp: Bei Eheschließung hat der Ehemann 
40.000,00 € Schulden, die Ehefrau ist 
schuldenfrei. In der Ehe wächst das Vermö-
gen des Ehemanns um 50.000,00 €. Da die 
Schulden nicht mitzählen, ist das Vermögen 
des Ehemannes um 10.000,00 € ange-
wachsen. Davon bekommt die Ehefrau die 
Hälfte, also 5.000,00 €. 

Nach neuer Rechtslage werden die Schul-
den bei der Berechnung des Zugewinns be-
rücksichtigt.  

Bsp. wie oben: Nach neuer Rechtslage 
zählt der volle Zugewinn, d.h. die Ehefrau 
bekommt die Hälfte von 50.000,00 €, also 
25.000,00 €. 

b) Stichtag 
Als Stichtag zur Aufteilung des Vermögens 
galt nach bisheriger Rechtslage der Tag, an 
dem der Scheidungsantrag beim Ehepart-
ner zugestellt wurde. Da zwischen Tren-
nung und Scheidungsantrag mindestens ein 
Jahr, manchmal sogar mehrere Jahre ver-
gehen können, konnten Ehepartner so 
Vermögenswerte in Ruhe beiseite schaffen, 
um die Zugewinnansprüche des Ehepart-
ners erheblich zu reduzieren.  

 

 

 

 

 

Hier hat der Gesetzgeber einen Riegel vor-
geschoben: Jetzt kann jeder Ehepartner 
vom anderen Auskunft darüber verlangen, 
was dieser für Vermögenswerte im Zeit-
punkt der Trennung gehabt hat. Verringert 
sich das Vermögen bis zum Tag der Zustel-
lung des Scheidungsantrags beim Ehepart-
ner, muss dieser nachweisen, wofür das 
Geld ausgegeben wurde. Sollte später he-
rauskommen, dass ein Ehepartner Vermö-
gen beiseite geschafft hat, findet eine Be-
rücksichtigung beim Ausgleich statt. Sollte 
ein Ehepartner den Verdacht haben, dass 
der andere Ehepartner während der Tren-
nungszeit Vermögen verschleudert oder 
beiseite schaffen will, kann er das im Einst-
weiligen Rechtsschutz gerichtlich verhin-
dern. 

c) laufendes Scheidungsverfahren 
Wenn ein Scheidungsverfahren bereits 
läuft, kommt es auf das Datum der Einlei-
tung des Scheidungsverfahrens an: Wurde 
die Scheidung bis zum 31.8.2009 eingelei-
tet, gilt das alte Recht, auch wenn das Ver-
fahren nach dem 1.8.2009 noch weiterläuft. 
Wurde die Scheidung ab dem 1.9.2009 ein-
geleitet, gilt die neue Rechtslage. 
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